
Jahre І969 wurden auch 582 771 Volksbeisitzer ge­
wählt; unter ihnen sind 43,3% Frauen. Es sind Bür­
ger mit großer Lebenserfahrung, die das Ansehen; 
die Achtung und das Vertrauen ihrer Wähler ge­
nießen. ' '~~
Die Volksbeisitzer werden der Reihenfolge nach zur 
Erfüllung ihrer Pflichten am Gericht für nicht länger 
als zwei Wochen im Jahr berufen, (außer in Fällen, 
in denen es notwendig ist, diese Frist zu verlängern, 
weil die gerichtliche Verhandlung, an der sie mit- 
wirken, erst nach Ablauf dieser Frist beendet werden 
kann). Ausdruck der vollen Gleichberechtigung der 
Volksbeisitzer mit den Richtern ist die besondere 
Regelung im Art. 1)2 des Gesetzes über die Gerichts­
verfassung der RSFSR, wonach das Exekutivkomitee 
des Rayon-(Stadt-)Sowjets das Recht hat, einen 
Volksbeisitzer mit der Vertretung des zeitweilig ab­
wesenden Vorsitzenden des Volksgerichts des Rayons 
bzw. der Stadt zu betrauen. Dieser Volksbeisitzer, 
der in der Regel besondere Erfahrungen hat, nimmt 
dann alle dienstlichen Obliegenheiten des Richters 
wahr. _

’ Die von den Werktätigen gewählten Richter und 
Volksbeisitzer verlieren ihre Verbindung zu den Wäh­
lern nicht, denn sie sind verpflichtet, vor ihnen 

e Rechenschaft abzulegen. Hierin findet der wahre 
Demokratismus der sowjetischen Rechtsordnung, in 
der die Kontrolle des Volkes über die Tätigkeit der 
mit Funktionen betrauten Personen verwirklicht wird, 
seinen Ausdruck. Die Rechenschaftslegung der Rich­
ter vor den Wählern ist' ein wirksames Mittel, um 
Erscheinungsformen des Bürokratismus und einer 
nachlässigen Pflichterfüllung zu begegnen.
Über ihre Mitwirkung an der Rechtsprechung hinaus 
leisten die Volksbeisitzer auch eine umfangreiche Tä­
tigkeit zur Verhütung von Straftaten und anderen 
Rechtsverletzungen. Sie beteiligen sich aktiv an' der 
Erläuterung der sowjetischen Gesetze vor den werk­
tätigen Massen und führen Aussprachen mit krimi­
nell gefährdeten Bürgern, um diese zu einem gesell­
schaftsgemäßen Verhalten zu erziehen.,
Bei jedem größeren Gericht existieren Räte der Volks­
beisitzer. Ihre Hauptaufgabe besteht darin, alle Volks­
beisitzer in die tägliche Arbeit des Gerichts einzube- 
ziehen. Je nach den Bedingungen bilden die Volks- 

. beisitzerräte Arbeitsgruppen,. deren spezielle Aufgabe 
die Kontrolle über bedingt Verurteilte und über be­
dingt-vorfristig aus der Strafhaft Entlassene, der 
Kampf gegen die Kriminalität Minderjähriger, die 
Kontrolle über die Verwirklichung von 'gerichtlichen 
Entscheidungen sowie die Unterstützung der Arbeit 
der Kameradschaftsgerichte ist. In diesen Arbeitsgrup­
pen wirken nicht nur Volksbeisitzer, sondern auch an­
dere Bürger mit. So beteiligen sich z. B. an der Arbeit 
der Arbeitsgruppen zur Bekämpfung der Kriminalität 
Minderjähriger u. a. Pädagogen und Ärzte. Die Mit­
glieder dieser Arbeitsgruppe halten engen Kontakt 
mit den Ausschüssen für die Angelegenheiten Minder­
jähriger, den Eltembeiräten, den Schuldirektoren, 
den sog. Kinderabteilungen der Miliz und mit den 
gesellschaftlichen Organisationen in den Arbeitsstellen 
bzw. Lehranstalten der Minderjährigen.

Die Mitwirkung der Werktätigen als gesellschaftliche 
Ankläger bzw. Verteidiger und in anderen Formen

Eine weitere wichtige Form der Mitwirkung gesell­
schaftlicher Kräfte an der Rechtsprechung ist die 
Teilnahme von gesellschaftlichen Anklägern und ge­
sellschaftlichen Verteidigern an den gerichtlichen Ver­
handlungen. Im Jahre 1968 traten gesellschaftliche 
Ankläger in 9,3% und gesellschaftliche Verteidiger 
in 5,3 % der gerichtlichen Verhandlungen auf. Im glei­

chen Jahr wurden mehr als 28 000 Zivilsachen unter 
Teilnahme von Vertretern der Öffentlichkeit ver­
handelt.
Als gesellschaftliche Ankläger oder Verteidiger können 
Vertreter von Arbeitskollektiven oder gesellschaft- 

^ liehen Organisationen (z. B. der Gewerkschaft oder des 
Komsomol) nach zustimmendem Beschluß des Gerichts 
in der Hauptverhandlung von Strafsachen auftreten. 
Über die Entsendung eines gesellschaftlichen Anklägers 
oder Verteidigers entscheiden die Vollversammlungen 
von gesellschaftlichen Organisationen bzw. die Ver­
sammlungen von Kollektiven der Werktätigen, denen 
der Beschuldigte angehört oder angehörte, Sowie lei­
tende Organe von gesellschaftichen Organisationen. 
Gesellschaftliche Ankläger und Verteidiger sind im .. 
Strafverfahren unabhängig und selbständig, sie stellen 
keineswegs etwa nur Gehilfen des Staatsanwalts oder 
des Rechtsanwalts dar. Sie vermitteln dem Gericht 
die öffentliche Meinung, die Auffassung des betreffen­
den Kollektivs, erhöhen die erzieherische Wirkung 
der Hauptverhandlung und tragen damit tatkräftig 
dazu bei, daß das Gericht eine gerechte Entscheidung 
treffen und diese überzeugend begründen kann.
Der gesellschaftliche Ankläger ist berechtigt, Anträge 
zu stellen, Fragen an die Beteiligten zu richten, Be­
weise zu erbringen sowie seine Meinung zur Schuld 
des Angeklagten, zum Grad der Gesellschaftsgefähr­
lichkeit bzw. -Widrigkeit der Straftat und zur Strafe 
darzulegen. Der gesellschaftliche Verteidiger ist eben­
falls berechtigt, Anträge und Fragen zu stellen sowie 
Beweise zu erbringen. Er kann seine Auffassung zur 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit des Angeklagten, 
zu ihrem Ausschluß bzw. Zu ihrer Minderung vor­
tragen. Er hat des weiteren das Recht, auf eine mög­
liche Strafmilderung, Übergabe zur Bürgschaft, Ab­
sehen von Strafe usw. hinzuweisen.
Auch in der Form der Bürgschaft wirkt die Öffentlich­
keit am Ausgang eines Strafverfahrens mit. Gemäß 
Art.\52 des StGB der RSFSR kann ein Bürger, der 
eine Straftat begangen hat, auf Antrag eines Kollek- - 
tivs der Werktätigen oder einer gesellschaftlichen 
Organisation von* strafrechtlicher Verantwortlichkeit 
und einer Bestrafung befreit und den Antragstellern 
gegen Bürgschaft zur Umerziehung und Besserung 
übergeben werden. Eine solche Übergabe hat aller­
dings zur-Voraussetzung, daß die Straftat nicht be­
sonders gefährlich ist, keine schweren Folgen nach 
sich gezogen hat, der Täter die Tat offen und ehrlich 
bereut und ein ordnungsgemäßer, verantwortungs­
bewußt gestellter Antrag des Kollektivs vorliegt. 
Erfüllt der Täter, für den eine Bürgschaft übernom­
men wurde, das in ihn gesetzte Vertrauen nicht inner­
halb einer bestimmten Frist, dann entscheidet das 
Kollektiv bzw. die gesellschaftliche Organisation, ob 
es von der Bürgschaft zurücktritt. In diesem Fall hat 
der Staatsanwalt bzw. das Gericht zu prüfen, ob der 
Bürger nunmehr strafrechtlich zur Verantwortung zu 
ziehen ist.
Im Strafprozeßrecht der UdSSR ist die Mitwirkung 
von Kollektivvertretern als eine spezielle Form der 
Teilnahme der Werktätigen am Verfahren nicht aus­
drücklich geregelt. Trotzdem können die Gerichte in 
jedem Fall, in dem es ihnen zweckdienlich erscheint, 
einen Vertreter des Kollektivs bzw. der gesellschaft­
lichen Organisation, der der Beschuldigte angehörte 
oder angehört, zur Hauptverhandlung laden und über 

• alle interessierenden Umstände der Tat und des Tä­
ters vernehmen. Dies ist auch dann möglich, wenn von 
dem Kollektiv bzw. von der gesellschaftlichen Organi­
sation bereits ein gesellschaftlicher Ankläger oder 
Verteidiger delegiert wurde. \ *
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